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Energiekrise trifft Alltag der Menschen – Länder fordern vom 
Bund entschlossenes Handeln für bezahlbare, sichere Energie 

Energieministerin Walker: „Wenn wir weiter auf fossile Importe angewiesen sind, sind wir auch 
weiter einem unkalkulierbaren Preisroulette ausgesetzt.“ 

Mit ihren Amtskollegen aus NRW, Rheinland-Pfalz, Hamburg, Bremen, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein fordert sie Schutz vor Preissprüngen im neuen GEG und konkrete 
Maßnahmen zum weiteren Ausbau der Erneuerbaren für mehr Energieunabhängigkeit 

Die jüngste Eskalation der Lage im Nahen Osten erfüllen die Energieministerinnen und 
Energieminister der Länder Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Hamburg, Bremen, Niedersachsen und Schleswig-Holstein mit großer Sorge. Die Gedanken sind 
bei den Menschen in Iran, in Israel und in der gesamten Region, die unter Gewalt und 
Unsicherheit leiden. Zugleich zeigen die Entwicklungen einmal mehr: Internationale Konflikte 
haben direkte Auswirkungen auf unseren Alltag in Deutschland. 

Steigende Preise für fossile Abhängigkeitsenergien wie Gas, Öl und Flüssigerdgas treffen 
Verbraucherinnen und Verbraucher ebenso wie Handwerk, Mittelstand und Industrie. Für viele 
Familien bedeutet das: höhere Heizkosten, steigende Stromrechnungen, mehr Unsicherheit bei 
der Haushaltsplanung. Für Unternehmen steigen Produktionskosten – mit Folgen für 
Arbeitsplätze und Preise. 

„Die jüngsten Entwicklungen im Nahen Osten und die daraus resultierende Unsicherheit auf den 
globalen Energiemärkten verdeutlichen dabei einmal mehr die energiepolitische Verwundbarkeit 
Deutschlands. Die Prognosen zu steigenden Gas-, Öl- und LNG-Preisen lassen erhebliche 
Belastungen für Verbraucherinnen und Verbraucher sowie die Wirtschaft erwarten“, erklärten die 
Energieministerinnen und -minister von Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-

mailto:presse@um.bwl.de
https://um.baden-wuerttemberg.de/
http://www.service-bw.de/
https://um.baden-wuerttemberg.de/datenschutz


 

Seite 2 von 4 

Pfalz, Hamburg, Bremen, Niedersachsen und Schleswig-Holstein in einem gemeinsamen Brief an 
Bundeswirtschaftsministerin Katherina Reiche. Deshalb braucht es jetzt entschlossene Schritte, 
um unsere Energieversorgung von fossilen Importen unabhängig, bezahlbar und zukunftsfest zu 
machen. 

Erneuerbare Energien ausbauen – Preise stabilisieren, Versorgung sichern 

Nach dem russischen Angriff auf die Ukraine sind aus Sicht der Länder wichtige Weichen gestellt 
worden, um erneuerbare Energien schneller auszubauen. Diesen Weg gilt es konsequent 
fortzusetzen und sogar zu beschleunigen. Beim Ausbau der Windenergie dürfen Projekte nicht 
länger ausgebremst werden. Zusätzliche Ausschreibungen können Investitionen anstoßen, 
Arbeitsplätze sichern und die Stromversorgung stabilisieren. Die Länder fordern von Frau Reiche 
die vorliegenden Gesetzesentwürfe dahingehend zu korrigieren. Denn jede neue 
Windkraftanlage verringert die Abhängigkeit von teuren Importen – und wirkt langfristig 
preisdämpfend. 

Auch der Ausbau der Photovoltaik bleibt entscheidend. Eine starke europäische Produktion von 
Solarmodulen schafft Wertschöpfung und Arbeitsplätze hier vor Ort. Gleichzeitig müssen 
Dachanlagen für Bürgerinnen und Bürger weiterhin attraktiv sein. Gerade private Haushalte 
leisten mit Solaranlagen einen wichtigen Beitrag zur Energiewende – dieses Eigenengagement 
darf nicht durch unnötige Hürden gebremst werden. Die deutsche Energiewende muss ein 
Mitmachprojekt bleiben. Die Länder appellieren an Wirtschaftsministerin Reiche von der 
Abschaffung der Solaranlagenförderung für privat Haushalte abzusehen.  

Gebäude modernisieren, statt fossile Abhängigkeit verlängern 

Viele Menschen fragen sich derzeit, wie sie ihre Heizkosten künftig bezahlbar halten können. 
Klar ist: Dauerhafte Entlastung entsteht nicht durch immer neue Subventionen für Gas, sondern 
durch den Umstieg auf erneuerbare Heizsysteme und energetische Modernisierung. 

Neue gesetzliche Regelungen des Gebäudemodernisierungsgesetztes müssen Haushalte 
wirksam vor steigenden Gaspreisen schützen. Wer heute in eine neue Heizung investiert, braucht 
Planungssicherheit. Es darf zum Beispiel nicht passieren, dass Bürgerinnen und Bürger mit der 
vorgesehenen neuen Grüngasquote in neue Gasheizungen investieren und später mangels 
fehlender Biogaskapazitäten keine verlässliche Versorgung mehr erhalten. 
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Netze ausbauen, Flexibilität stärken 

Damit günstiger Wind- und Solarstrom überall ankommt, müssen die Stromnetze gezielt 
ausgebaut und intelligenter genutzt werden. Unsicherheiten bei Investitionen – etwa durch die 
geplanten zehnjährigen Redispatch-Vorbehalte – lähmen den Ausbau. Stattdessen braucht es 
klare, verlässliche Rahmenbedingungen für eine verbesserte Ausnutzung begrenzter 
Netzkapazität seitens des Bundes.  

Speicher, flexible Verbraucher, Bioenergie und Wasserstoff können helfen, Engpässe zu 
vermeiden und die Versorgung zu sichern. Deutschland hat beim Thema Wasserstoff 
technologisch eine starke Ausgangsposition. Diese Chance muss genutzt werden – für eine 
moderne Industrie, sichere Arbeitsplätze und mehr Unabhängigkeit. Stattdessen plant das 
Wirtschaftsministerium des Bundes, Innovationsausschreibungen für Wasserstoff zu streichen.  

Die geopolitische Lage zeigt: Energiesouveränität ist kein abstraktes Ziel, sondern 
Voraussetzung für wirtschaftliche Stabilität und soziale Sicherheit. Bürgerinnen und Bürger 
sowie Unternehmen erwarten zu Recht eine verlässliche, ambitionierte Energiepolitik, die Preise 
stabilisiert, Abhängigkeiten reduziert und das Ziel der Treibhausgasneutralität bis spätestens 
2045 fest im Blick behält. 

Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Hamburg, Bremen, Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein stehen bereit, Verantwortung zu übernehmen und gemeinsam mit dem 
Bund die notwendigen Schritte umzusetzen. Jetzt ist der Moment, entschlossen zu handeln – für 
bezahlbare Energie, sichere Arbeitsplätze und eine stabile Zukunft für die Menschen in unserem 
Land. 

„Wir brauchen energiepolitische Unabhängigkeit, die sich vom kriegerischen Diktat der fossilen 
Energien lossagt – zum Schutz der Menschen in den Kriegsgebieten und zum Wohle der 
Verbraucherinnen und Verbraucher in Deutschland. Der globale Ölpreis zieht in den 
vergangenen Tagen stark an, der Gaspreis ist bereits auf dem höchsten Stand seit drei Jahren. 
Das zeigt: Geopolitische Risiken werden zu Preisrisiken im Alltag“, erklärt die rheinland-
pfälzische Energieministerin Katrin Eder in Mainz.  

Baden-Württembergs Energieministerin Thekla Walker: „Wenn wir weiter auf fossile Importe 
angewiesen sind, sind wir auch weiter einem unkalkulierbaren Preisroulette ausgesetzt. Darüber 
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täuscht auch die Biogas-Treppe im neuen GEG nicht hinweg. Baden-Württemberg hat etwa über 
1000 Biogasanlagen. Aber nur 30 haben die erforderliche Größe, dass sich eine Aufbereitung zu 
Biomethan und eine Einspeisung ins Gasnetz lohnt – es gibt weder die erforderliche Infrastruktur 
noch die Flächen für den Anbau von Energiepflanzen. Mehr Energiesouveränität erreichen wir 
mit einer Elektrifizierung der Wärmeversorgung und einem konsequenten Ausbau von PV und 
Wind.“ 

Anlage: Brief an Bundeswirtschaftsministerin Katherina Reiche (PDF) 

https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Pressemitteilungen/2026/260304-Brief-an-Energieministerin-Reiche-Schutz-vor-Preisspruengen-im-neuen-GEG.pdf
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